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Kurzmeldungen

Mit Gaskocher
Gesicht verbrannt

Fahrerflucht nach
Radunfall

Lehrerausbildung:
Vertrag wackelt

Ebner klagt gegen Fahrverbot, ÖVP kontert
Panzendorf – Gestern ge-
gen 14.00 Uhr wollte ein
türkischer Lkw-Fahrer auf
dem Parkplatz in Panzen-
dorf mit einem Gaskocher
kochen. Nachdem er das
Gas aufgedreht hatte kam
es zu einer Gasverpuffung,
wobei er durch die Stich-
flamme im Gesicht verletzt
wurde. Weiter ging es ins
Spital nach Lienz. (TT)

Reutte – Trotz Pkw-Fahr-
verbots war am Dienstag
gegen 14 Uhr ein Autofahrer
auf der Gemeindestraße in
Reutte im Ortsteil Kög un-
terwegs, als er eine 14-jäh-
rige Radfahrerin nieder-
stieß. Das Mädchen wurde
bei dem Unfall verletzt, der
Lenker fuhr davon. Die Poli-
zei Reutte bittet Zeugen um
Hinweise. (TT)

Innsbruck – Die Pädagogi-
schen Hochschulen von Ti-
rol und Vorarlberg, die Uni
und das Mozarteum hatten
sich bereits auf ein gemein-
sames Lehramtsstudium
geeinigt. Doch die für heute
geplante Vertragsunterzei-
chung wackelt wieder. Das
Mozarteum könnte wegen
fehlender Ministeriumsmit-
tel noch ausscheren. (sta)

Bozen, Innsbruck – Die Han-
delskammer Bozen will gegen
das sektorale Lkw-Fahrverbot
auf der Inntalautobahn klagen.
„Das von der Tiroler Landes-
regierung beschlossene Fahr-
verbot ist wettbewerbsverzer-
rend und schadet besonders
der Südtiroler Wirtschaft“,
argumentierte Handelskam-
merpräsident Michl Ebner am
Dienstag in einer Aussendung.
Das Fahrverbot soll am 1. No-

vember in Kraft treten. Ebner
ist überzeugt, dass der Rekurs
Erfolg haben werde. Weil das
Fahrverbot nur für Lkw gelte,
die mit bestimmten Gütern
beladen sind, wie zum Beispiel
Abfälle, Steine, Fliesen oder
Stahl. Der Konter ließ nicht
lange auf sich warten. „Ti-
rol lasse sich durch die Quer-
schüsse nicht beirren“, erklär-
te ÖVP-Verkehrssprecher Alois
Margreiter. (TT)

Ebner rechnet sich gute Chancen
mit dem Rekurs aus. Foto: Böhm

Zwei Betreuerinnen pro Gruppe sind jetzt Standard. Die Gruppengröße
darf nur mit dem Okay des Landes überschritten werden. Foto: APA

Betreuung
wird weiter
ausgebaut

Von Anita Heubacher

Innsbruck – Knapp vor der
Regierungssitzung haben sich
Gemeindeverband und Bil-
dungslandesrätin Beate Pal-
frader (ÖVP) geeinigt. Nicht
die tatsächlich angefallenen
Personalkosten gilt das Land
den Gemeinden ab, sondern
eine Pauschale. Mehr Kin-
dergartenpädagoginnen und
mehr Assistentinnen schla-
gen sich mit elf Millionen Eu-
ro zusätzlich zu Buche. Für

die meisten Gemeinden sei
die Kinderbetreuung längst
nicht mehr kostendeckend zu
führen, klagt Gemeindever-
bandspräsident Ernst Schöpf
(VP). Die Landesregierung
habe die Ausgaben für die
Personalkosten innerhalb
weniger Jahre auf 60 Millio-
nen Euro verdoppelt, halten
LH Günther Platter und Bil-
dungslandesrätin Beate Pal-
frader (beide ÖVP) dagegen.
Unter den Gemeinden gäbe

es durch die neue Abrech-
nung keine Verlierer. Außer-
dem sei ein Anreizsystem für
längere Öffnungszeiten inklu-
diert, erklärte Palfrader. Ges-
tern hat die Landesregierung
die Novelle zum Kinderbe-
treuungsgesetz abgesegnet.

Künftig sind pro Gruppe
eine Kindergartenpädago-
gin und eine Assistentin ver-
pflichtend. Die Gruppen-
größe liegt bei 20 und darf
nur vorübergehend um zwei
Kinder überschritten wer-
den und nur mit dem Segen
des Landes. Bisher konnte in
Ausnahmefällen die Grup-
penhöchstzahl auf bis zu 25
Kinder erhöht werden. Der
Bedarf an Betreuungsplätzen
wird standardisiert abgefragt.
Allerdings von den Gemein-
den, was die Opposition stört.
Sie mutmaßt, dass dadurch
der Bedarf niedrig gehalten
werden. „Ich gehe davon aus,
dass da und dort gefälschte
Ergebnisse der Vergangenheit
angehören“, sagte Palfrader.

Die Grünen tragen das Ge-
setz mit. LHStv. Ingrid Felipe
sieht den Inklusionsgedanken
gestärkt. Kinder mit besonde-
ren Bedürfnissen würden ge-
meinsam und mit Hilfe von
Stützkräften betreut. Insge-
samt soll die Zahl der betreu-
ten Kinder weiter steigen.

Längere Öffnungszeiten und
mehr Betreuungsplätze soll das
neue Gesetz bringen. Land und
Gemeinden haben sich geeinigt.

„ Ich gehe davon aus,
dass da und dort

gefälschte Ergebnisse
der Vergangenheit ange-
hören.“

Beate Palfrader, ÖVP
(Landesrätin)

„Wollen prüfen, ob Enteignung
internationales Recht erfüllt“

Innsbruck – Agrargemein-
schaften – nicht schon wie-
der! Mit dem vor zwei Jahren
beschlossenen neuen Agrar-
gesetz ist der Dauerstreit zwi-
schen Agrarfunktionären und
Gemeinden über das Gemein-
degut beinahe aus den Schlag-
zeilen verschwunden. Die Ge-
meinden haben wieder die
Verfügungsgewalt und die Ein-
nahmen aus den Gemeindegü-
tern wie Pachterlöse, Grund-
stücks- oder Holzverkäufe
zurückerhalten. Dafür sorgt
ein Substanzveralter, meist ist
es der Bürgermeister selbst.
Die Agrarier verwalten seit Ju-
li 2014 nur noch ihre gemein-
schaftlichen Nutzungsrechte
an Wald und Weide.

Einsprüche gegen die neu-
en gesetzlichen Regelungen
blieben bei den Verwaltungs-
gerichten bisher allesamt er-
folglos. Seit Jänner 2016 gibt es
jedoch neuerliche Versuche,
das Agrargesetz zu kippen.
In den Agrargemeinschaften
werden Beschlüsse über Ver-
träge mit einer in der Schweiz
ansässigen Prozessfinanzie-
rungsgesellschaft gefasst. So-
wohl die Agrargemeinschaft
selbst als auch die Mitglieder
beauftragen sie mit einem
Verfahren gegen die Gemein-
de. Die Gesellschaft agiert auf
eigenes Risiko, bei Erfolg er-
hält sie jedoch 40 Prozent der
erstrittenen Entschädigung.
Agraranwalt Bernd Oberho-
fer soll die Verfahren bis zum
Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte führen. Zu-
letzt war Oberhofers Erfolgs-
liste für die Agrargemeinschaf-
ten aber bescheiden.

Hinter den angestrebten
Verfahren steht der „Verein
zur Förderung der Eigentü-
merinteressen in Tirol“, die

Agrarmitglieder verpflichten
sich deshalb, für die Dauer des
Rechtsstreits einen Vereins-
beitrag von 25 Euro jährlich zu
leisten. Noch bis 30. Juni kön-
nen die Agrarier die Prozess-
finanzierungsvereinbarungen
abschließen.

Für Toni Riser von der Agrar
West und Vorstandsmitglied
desVereins soll einfach geprüft
werden, „ob die Vorgangs-
weise des Landes bzw. die
Enteignung internationalem
Recht entspricht oder nicht“.
Die „Wegnahme der Substanz
des agrargemeinschaftlichen
Besitzes“ auf Basis des Agrar-
gesetzes steht dabei im Mit-

telpunkt. Mögliche Entschädi-
gungszahlungen – sie werden
an die Prozessfinanzierungs-
agentur vorerst verpfändet
– sind das eine, die Agrarge-
meinschaften hoffen aller-
dings auch darauf, dass es vor
dem Menschenrechtsgerichts-
hof in Straßburg doch noch
gelingt, das Substanzrecht der
Gemeinden an Grund und Bo-
den zu beseitigen.

Erster Adressat des Verfah-
rens ist die Agrarbehörde im
Amt der Tiroler Landesregie-
rung. Der Leiter der Abteilung
Agrargemeinschaften Bern-
hard Walser wartet vorerst
einmal ab, welche Anträge

kommen. Dass es Mitglieder-
beschlüsse gibt, verwundert
ihn. „Es können nicht einfach
neue Organe geschaffen wer-
den.“ Mehr will er derzeit nicht
sagen. Gelassen auf die bevor-
stehende Flut an Anträgen re-
agiert Agrarreferent LHStv. Jo-
sef Geisler (VP). „Wir leben in
einem Rechtsstaat, da steht es
jedem frei, sich an die Gerich-
te zu wenden.“ Geisler glaubt
aber nicht, dass nach den kla-
ren Erkenntnissen der Höchst-
gerichte jetzt die Verfassung
gekippt werde.

„Null Erfolgsaussichten“,
sieht auch Gemeindever-
bandspräsident Ernst Schöpf.
„Mit den höchstgerichtlichen
Entscheidungen ist aber alles
gesagt.“ Und hinter der Pro-
zessfinanzierungsgesellschaft
ortet Schöpf „ein neues Ge-
schäftsmodell von Dr. Oberho-
fer“. Aber es bleibe den Agrar-
mitgliedern selbst überlassen,
was sie mit ihrem Geld tun.

Aufdemhöchstgerichtlichen
Prüfstand steht jedoch die im
Agrargesetz verankerte Stich-
tagsregelung. Alle Geldwer-
te der Agrargemeinschaften,
die vor dem 8. Oktober 2008
an die Agrarmitglieder ausge-
zahlt wurden, bzw. alle Erlöse
aus Holzverkäufen (Überling)
vor dem 28. November 2013
können von den Gemeinden
nicht mehr zurückgefordert
werden. Deshalb haben SPÖ,
FPÖ, Liste Fritz, Impuls und
die parteifreie Mandatarin An-
drea Krumschnabel im Vor-
jahr eine Verfassungsgerichts-
hofbeschwerde eingebracht.
Am 16. Juni wird sie in einer
mündlichen Verhandlung vor
dem Verfassungsgerichtshof
erörtert. Danach treffen dann
die Höchstrichter eine Ent-
scheidung. (pn)

Agrargemeinschaftsmitglieder wollen mit Prozessfinanzierungsagentur
Agrargesetz doch noch kippen. LHStv. Josef Geisler ist mehr als gelassen.

Für die Politik und den Gemeindeverband gibt es am Agrargesetz nichts mehr
zu rütteln, die Agrarfunktionäre starten aber einen letzten Versuch. Foto: Böhm

Politik in Kürze

D ie FPÖ ortet ein„andau-
erndes Traglufthallen-

Fiasko“. Wie berichtet, hat
die Landesregierung fünf
Traglufthallen um 6,6 Mil-
lionen Euro angekauft, um
dort Asylwerber unterzu-
bringen. Jetzt wird nach ei-
ner anderweitigen Nutzung
der Traglufthallen gesucht.
„Dieser Politskandal muss
Konsequenzen haben, Lan-

desrätin Baur und die Lan-
desregierung müssen zur
Rechenschaft gezogen wer-
den, die Steuerzahler haben
ein Recht darauf“, fordert
FP-Parteichef Markus Ab-
werzger. Die FPÖ habe als
einzige Partei im Landtag
gegen den Ankauf der Trag-
lufthallen gestimmt.

D ie Liste Fritz begrüßt
den Schwenk der Lan-

desregierung. „Wir haben
schon vor Wochen vorge-
schlagen, keine weiteren
Traglufthallen aufzustellen,
die aufgestellten Tragluft-
hallen nicht zu besiedeln,
sondern die Flüchtlinge in
kleinen Einheiten in allen
Tiroler Gemeinden unter-
zubringen“, sagt Klubob-
frau Andrea Haselwanter-
Schneider. Die Liste Fritz

hatte ursprünglich für den
Ankauf der Traglufthallen
gestimmt.

Verkehrsminister Leicht-
fried von der SPÖ ist

dem grünen Nationalrat Ge-
org Willi „zu zögerlich, was
die flächendeckende Lkw-
Maut angeht“. Die Grünen
wollen, dass auch auf Lan-
des- und Gemeindestraßen
Maut für Lkw anfällt. (aheu)

Traglufthallen bleiben umstritten


